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Internationale Arbeitsorganisation
Die acht Staaten von größter wirtschaftlicher Bedeutung im

Verwaltungsrat der Internationalen Arbeitsorganisation -)
Der Eintritt der Vereinigten Staaten in die internationale Arbeits-

organisation sowie die automatische Mitgliedschaft der Sowjetunion
als Folge der Aufnahme dieses Landes in den Völkerbund haben erneut
ein Problem aufgeworfen, das in den ersten Jahren des Bestehens der

Arbeitsorganisation viele Schwierigkeiten verursacht hatte, seit 1922
aber zur Ruhe gekommen.war, nämlich die Frage der Bestimmung
der acht Staaten von größter wirtschaftlicher Bedeutung, denen ohne

weiteres ein Sitz im Verwaltungsrat zukommt, während dessen übrige
Mitglieder auf 3 Jahre gewählt werden. In gleicher Weise, wie es für

den Völkerbundsrat vorgesehen war - und zwar aus denselben Gründen

-, haben die Verfasser der Friedensverträge auch im Verwaltungsrat
der L A. 0. das Prinzip der formalen Gleichheit der Staaten durch-

brochen und eine Kategorie von bevorzugten Mitgliedern geschaffen,
denen eine dauernde Vertretung zugesichert werden sollte. Die Wichtig-
keit der Aufgaben und Befugnisse des Verwaltungsrates, den Scelle 2)
treffend als organe r. de toute l&apos;Organisation et son tuteur

moral bezeichnet, der allen Arbeiten die Richtung gibt und das Inter-

nationale Arbeitsamt beaufsichtigt, läßt es durchaus verständlich und

gerechtfertigt und im Interesse der Effektivität dieses Organs sogar not-

wendig erscheinen, daß große, stark bevölkerte bzw. besonders mächtige
Staaten von hoher wirtschaftlicher Bedeutung dort einen maßgebenden
Einfluß ausüben können. Fraglich kann nur sein, unter welchen Ge-

sichtspunkten die bevorzugten Staaten bestimmt werden gollen. Der

englische Entwurf, der auf der Friedenskonferenz der Kommission für

Arbeitsfragen vorgelegt wurde, hatte sich für vorwiegend politische
Gesichtspunkte entschieden und dementsprechend vorgesehen, daß die

5 Alliierten und Assoziierten Hauptmächte (Frankreich, Großbritan-

nien, Italien, Japan und die Vereinigten Staaten) je einen ständigen

i) Vgl. darüber: Guerreau, L&apos;Organisation Perm. Internat. du Travail, Th.

Paris 11923, P.403 ss. - Mahaim, L&apos;Organisation Perrn. du Travail, Rec. d. Cours (Acad.
de la Haye), v01- 4, 1924, P- 158 ss. - v. Tilly, Int. Arbeitsrecht, Berlin 1924, S- 57 ff. -

Behrens, The Int. Labour Office, London 1924, P. 40 ss- - P6rigord, The Int. Labor

Organization, New York 1926, p. 116 ss. - Industry, Governments and Labor, Record

of the I. L. 0., 1919-1928 (World Peace Foundation Pamphlets, vol. XI, No. 4-5,

p. 64 ss.). - Scelle, L&apos;Organisation Int. du Travail et le B. I. T., Paris 1930, P. 129 ss. -

Cremer, Die Verfassung der Int. Arbeitsorganisation, Berlin 1930, S. 26 ff. - Berger-
Kuttig, Int. Arbeitsrecht, Berlin 1931, S. 5o ff. - The Internat. Labour Organisation.
The first Decade, London 1931, p. 61. - Wilson, Labor in the League System, London

1934, p. 64, 145 ss-

2) 1. C., P. 125.
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Delegierten in den Verwaltungsrat entsenden sollten&apos;). Der starke

Widerspruch der Vertreter kleinerer Staaten, insbesondere des Belgiers
Vandervelde, brachte diesen Vorschlag zu Fall. Die Ansicht der kleinen
Mächte ging dahin, daß wenn schon privilegierte Sitze im Verwaltungs-
rat geschaffen werden sollten, so doch nur zugunsten solcher Staaten,
deren Bedeutung im direkten Zusammenhang mit den Aufgaben der

Arbeitsorganisation stehe, und nicht zugunsten derjenigen, die in mili-

tärischer und politischer Hinsicht als die mächtigsten erschienen. Nach

längerer Diskussion war es schließlich die englische Delegation, die statt

ihres ursprünglichen Antrages die Formel von den 8 Staaten of chief
industrial importance (huit Etats ayant l&apos;importance industrielle la

plus consid in Vorschlag brachte, die dann auch in den end-

gültigen Wortlaut des Art. 393 V. V. aufgenommen wurde 2). Da diese

I) Vgl. die Anmerkung zum Art. 7 des engl. Entwurfes und die sich darauf beziehende

Diskussion in den Proc de la Commission de la U-islation internat. du Travail

(B. 1. T., Bulletin Officiel, vol. i, p. 15, 17, 85 ss.).
&apos;) Art. 393 des Vers. Vertrages, der die Zusammensetzung des Verwaltungsrates

bestimmt, lautet in der neuen, bereits auf der vierten Arbeitskonferenz (1922) angenom-
menen, aber erst am 4. Juni 1934 in Kraft getretenen Fassung folgendermaßen:e

Le Bureau international du Travail sera plac6 sous la direction d&apos;un Conseil d&apos;ad-

ministration compos6 de trente-deux personnes:
seize reprentant les Gouvernements;
huit repr les patrons, et

huit repr6sentant les ouvriers.

Sur les seizie personnes repri les Gouvernements, huit seront nomm6es par
lesMembres dont l&apos;importance industrielle est la plus considi et huit seront nomm

par les Membres d6sign ä cet effet par lesd gouvernementaux ä la Conf6rence,
exclusion faite des d61,6gues des huit Membres susmentionn Sur les seize Membres

representes, six devront 8tre des Etats extra-europ
Les contestations sur la question de savoir quels sont les Membres

ayant l&apos;importance industrielle la plus consid seront tranch6es par le Conseil de la
Soci6t,6 des Nations.

Les personnes repr6sentant les patrons et les personnes repr les ouvriers
seront &amp;ues respectivement par les d616gu patronaux et lesd ouvriers ä la
Conf6rence. Deux repr6sentants des patrons et deux repr6sentants des ouvriers devront

appartenir ä des Etats extra-europ6ens.
Le Conseil sera renouve16 tous les trois ans.

La mani&amp;e de pourvoir aux si vacants, lad des suppl et les
autres questions de m nature pourront r par le Conseil, sousr de

l&apos;approbation de la Conf6rence.

Le Conseil d&apos;administration elira un Pr6sident dans son sein et sonr
Il se ri aux 6poques qu&apos;il fixera lui-m Une session sp devra tenue

chaque fois que douze personnes faisant partie du Conseil auront formu16 une demande
6crite ä cet effet

Die vorgenommenen Änderungen beziehen sich auf die Erhöhung der Zahl der ge-
wählten Mitglieder und die stärkere Heranziehung außereuropäischer Mitglieder. Die

Bestimmung betreffend die acht Staaten von größter industrieller Bedeutung ist in un-

veränderter Form übernommen worden.
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430 Völkerrecht, Berichte und Urkunden

acht Staaten durch ihre bevorzugte Stellung im Verwaltungsrat jederzeit
ihren Einfluß zur Geltung bringen können, wenn es sich um die Behand-

lung sie interessierender Fragen handelt, war von vornherein zu er-

warten, daß das Bestreben, zu diesen Bevorzugten zu gehören, sehr stark

sein würde. Da Art. 393 keinen Aufschluß darüber gibt, welchen Staaten

die größte wirtschaftliche Bedeutung zukommt, wurde es von Anfang
an als notwendig empfunden, feste Kriterien zu finden, um den Kreis

der Berechtigten festzustellen und das freie Ermessen bei der Auswahl

der acht Staaten nach Möglichkeit auszuschließen. Der Organisations-
ausschuß der ersten Arbeitskonferenz, der im Jahre igig in London

tagte, wählte sieben ihm am zweckmäßigsten erscheinende Kennzeichen,)
und errechnete auf Grund dieser Merkmale als die acht bedeutendsten

Staaten die Vereinigten Staaten, Großbritannien, Frankreich, Deutsch-

land, Italien, Belgien, Japan und die Schweizz). Dänemark durfte pro-
visorisch bis zur Ratifikation des V. V. durch die Ver. Staaten dessen

Sitz einnehmen. Auf der Konferenz von Washington selbst wurden

jedoch sowohl die Kriterien wie die Auswahl der Staaten stark umstritten,
und eine Reihe von Bewerbern legte Protest ein. Eine Entscheidung des

Völkerbundsrates gemäß Art. 393 Abs. 4 konnte nicht herbeigeführt
werden, da der Völkerbund ngch nicht konstituiert war. Es gelang, die

betreffenden Staaten zur Zurücknahme ihres Protestes zu bewegeir;
nur Indien brachte am 13. Januar 192o seine Beschwerde vor den

Rat. Seinem Beispiel folgte noch Polen, das seinen Protest in

Washington nur provisorisch zurückgezogen hatte. Am 5. August
faßte der Völkerbundsrat den Beschluß, daß eine Entscheidung in

der Sache nicht vor Ablauf der AmtsperiOde des, in Washington ge-
wählten Verwaltungsrates getroffen werden könne3). Indiens Versuch,
die Sache vor die Bundesversammlung zu bringen, scheiterte daran,
daß die zweite Kommission am 2o. Nov. 1920 sich für unzuständig
erklärte. Inzwischen hatte der Völkerbundsrat angeordnet, daß die

Bedeutung des Begriffes importance industrielle und die ihn kenn-

zeichnenden Merkmale von einer Kommission geprüft würden. Ein

gemischter Ausschuß aus 4 Mitgliedern des Verwaltungsrates und 2 Ver-

tretern des Generalsekretariats des Völkerbundes hielt 1921-22 5 Ta-

gungen ab und erstattete am 31. Mai 1922 einen ausführlichen Be-

,i) i) Die Gesamtzahl der gewerbetätigen Bevölkerung einschließlich Bergwerke
und Transportwesen; 2) Verhältnis dieses Teiles der Bevölkerung zur Gesamtbevölkerung;

3) Gesamtzahl der motorischen Triebkräfte (Wasser- und Dampfkraft, Lokomotiven und

Schiffe nicht einbegriffen); 4) motorische Triebkraft auf den* Kopf der Bevölkerung;

5) Gesamtlänge der Eisenbahnlinien; 6) Länge der Eisenbahnlinien pro iooo Quadrat-
kilometer; 7) Bedeutung der Handelsmarine. Vgl. j. 0. 1022, P. 1344ss.

2) Vgl. Conf. Int. Travail, re sess., p. io.

3) Vgl. j. 0. i92o, N. 6, P. 323, 324-
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richt 1). Dieser gipfelte in derEmpfehlung, die bisherigen Kriterien trotz

ihrer zügegebenen Unzulänglichkeit beizubehalten. Zwar erklärte sich die

Kommission prinzipiell zugunsten des Systems, das eines ihrer Mit-

glieder, der Italiener Gini, in einer besonderen Denkschrift begründet
hatte z) und welches 4 absolute und 4 relative -erst durch das Verhältnis

zwischen 2 Zahlen zu ermittelnde - Kriterien vorsah, indem sie dieses

als die vernünftigste, wissenschaftlichste Lösung bezeichnete. Doch hielt

sie die Kriterien von Gini bei den damals obwaltenden schwankenden

wirtschaftlichen Verhältnissen und mangelhaften statistischen Ermit-

telungen für praktisch unanwendbar. Infolge dessen sollten die 7 Kenn-

zeichen von igig in der von der Kommission etwas verbesserten Form

bis auf weiteres gelten.
Der gemischte Ausschuß hatte sich nur abstrakt zur Frage der Kri-

terien der importance industrielle zu äußern und nicht über die indu-

strielle Bedeutung einzelner Mitglieder des Verwaltungsrates nach diesen

Maßstäben zu entscheiden. Dies war vielmehr die Aufgabe des Rates, der

auf Grund eines Berichtes von Ishii am 30. September 1922 eine neue

Liste der acht Staaten aufstellte, auf welche in alphabetischer Reihen-

folge Deutschland, Belgien, Kanada, Frankreich, Großbritannien, In-

dien, Italien und Japan gesetzt wurden 3). Im Vergleich zu der vor drei

Jahren in Washington aufgestellten Liste wies sie einige Veränderungen
auf. Indien gelang es, den beanspruchten Sitz zu erhalten, und auch

Kanada wurde den acht bevorzugten Staaten zugerechnet; andererseits
büßte die Schweiz ihren Sitz ein, und auch die Ver. Staaten wurden,
nachdem ihre ablehnende Haltung endgültig klargestellt war, in die
neue Liste nicht mehr aufgenommen. Infolgedessen mußte auch Däne-

mark, das nur provisorisch den für die Ver. Staaten reservierten Sitz

hatte besetzen dürfen, jetzt ausscheiden. Gleichzeitig mit der Erneuerung
der Zusammensetzung des Verwaltungsrates im Oktober 1922 auf Grund
der neuen vom Völkerbund gebilligten Liste wurde auf der 4. Arbeits-
konferenz aus Anlaß der Revision des Art. 393 der Versuch unternom-

men, in Zukunft den Schwierigkeiten der Auslese der acht Staaten von

größter industrieller Bedeutung dadurch aus dem Wege zu gehen, daß

ständige Sitze nur sechs namentlich bezeichneten Staaten (Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan und den Ver. Staaten)
zustehen sollten, während alle übrigen durch Wahl zu besetzen wären. In-

folge des heftigen Widerstandes Indiens und Kanadas, die in solchem

Falle ihre mühsam erworbenen Sitze verloren hätten, wurde dieser Vor-

1) Rapport de la Commission charg6e de rechercher les criteres ä adopter en vue de

la designation des huit Etats ayant l&apos;importance industrielle la plus considerable, Völker-

bundsdrucksache C. 410- M. 316.1922. V., abgedr. auch im j. 0. 1922, P. 1343.

3) Vgl. j. 0. 1922, P- 1350-
3)- Vgl. j. 0. 1922, P. 1387.

Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. V. 28
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schlag von der Konferenz verworfen und die Bestimmung betreffend

die acht Staaten von größter industrieller Bedeutung auch in die neue

Fassung des Art- 393 übernommen 1). Seitdem behielten alle auf

der Liste von 192:z aufgezählten Staaten ihren Sitz im Verwaltungsrat,
bis im Herbst 1934 der Eintritt zweier Großmächte in die Internat. Ar-

beitsorganisation eine Revision der ständigen Vertretung und der alten

Liste nötig machte.

Da über die Zugehörigkeit der Ver. Staaten und der Sowjetunion
zu den Staaten von größter industrieller Bedeutung -von welchen Kri-

terien man auch ausgehen wollte - kein Zweifel möglich war, handelte

es sich nicht so sehr um den Eintritt dieser Mächte in den Verwaltungs-
rat, als um die Frage, welche von den acht Staaten, die zur Zeit über

ständige Sitze verfügten, von nun an als von minderer wirtschaftlicher

Bedeutung anzusehen wären und infolgedessen ihre Sitze zu räumen

hätten.
Eine Neubewertung der ständigen Mitglieder im Lichte der sieben

Kriterien von 1922 führte aber zu dem überraschenden Ergebnis, daß

als solche wirtschaftlich schwächeren Staaten zur Zeit Indien und

Italien zu betrachten wären und daß somit diese beiden Länder aus dem

Verwaltungsrat auszuscheiden hätten.

Ein solches Ergebnis erscheint allerdings nur als die natürliche

und logische Folge aus der Formel des Art. 393 V. V. Diese stellt einen

elastischen Begriff auf, der der Internationalen Arbeitsorganisation in

viel größerem Maße als dem Völkerbund die Möglichkeit gibt, allen

Schwankungen in der Machtstellung eines Staates Rechnung zu tragen.
Die objektiv feststeRbare Tatsache, daß ein Staat, dem zu einem ge-

gebenen Zeitpunkt eine große industrielle Bedeutung zukam, diese

entweder absolut, infolge einer effektiven Verschlechterung seiner

wirtschaftlichen Lage, oder nur relativ, im Verhältnis zu anderen Staaten,
die ihn überflügelt haben, eingebüßt hat, kann nicht ohne Rückwirkung
auf seine Stellung im Verwaltungsrat bleiben, falls die im Art. 393 ent-

haltene Formel irgend einen Sinn haben soll. Infolgedessen darf, streng

genommen, von ständigen Sitzen im Verwaltungsrat gar nicht ge-

sprochen werden und ebensowenig davon, daß diese etwa für Groß-

mächte, die darauf einen Rechtsanspruch hätten, reserviert worden sind.

Ein solcher Sachverhalt hätte dem englischen Antrag auf der Friedens-

konferenz entsprochen, der ausdrücklich abgelehnt wurde&apos; Wenn auch,
wie Scelle sagt (l. c., p. 126), en fait, les plus grandes Puissances ont

aussi la plus grande importance industrielle, sont toutes au Conseil

d&apos;administration et y jouissent d&apos;une permanence de fait1 so ist durch-

aus die Betonung auf das rein Tatsächliche in dieser Feststellung zu

x) Vgl. Confirence internat. du Travail, 4e session, Genöve 1922, 1, P. 244 SS., 500 SS.
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.legen. Aus politischen Gründet% aber wurde das Ergebnis der vom Arbeits-

amt vorgenommenen Abschätzungen dort sowie in den offiziellen Kreisen
.des Verwaltungsrates mit größtem Mißbehagen aufgenommen. Schon
bei Indien ließen sich politische Rücksichten nicht ganz ausschalten,
.,denn das Ausscheiden dieses Landes hätte für Großbritannien den
Verlust einer Zusatzstimme, über welche es praktisch nach ]&gt;lieben
verfügen kann, bedeutet. Ganz untragbar wegen der unübersehbaren

politischen Folgen erschien aber die Vorstellung, daß Italien als Groß-

.macht, die im Völkerbundsrat einen ständigen Sitz innehat, eines solchen
im Verwaltungsrat der I. A. - 0. für verlustig erklärt werden könnte. Um
solchen unliebsamen Möglichkeiten aus dem Wege zu gehen, entschloß

man sich kurzerhand, die alten Kriterien von 1922 unter Berufung auf
ihre auch in der Literatur oft behauptete Unzulässigkeit zu beseitigen
und sie durch neue zu ersetzen, die leicht in, einer Weise ausgewählt
werden könnten, durch die das Ausscheiden von Italien und Indien
.verhindert würde. In der Tat wurden vom Int. Arbeitsamt vier solche
Kriterien ausgearbeitet (ihre Aufzählung s. unten, Anlage i, Ziff. 6) mit
dem Erfolg, daß bei ihrer Zugrundelegung nicht Italien und- Indien,
sondern andere Mitglieder, nämlich Belgien, das bei dieser Methode

plötzlich auf die 13- Stelle zurückgedrängt wurde, und Kanada zum Aus-
scheiden verurteilt werden mußten. Diese Kriterien wurden zusammen

mit Denkschriften des Int. Arbeitsamtes&apos;) über die Vorgeschichte der

Frage und die verfassungsrechtliche Seite des Problems dem Bureau
,des Verwaltungsrates vorgelegt, das sich aus dem Präsidenten der

.Gruppe der Regierungsvertreter (Pe Michelis, Italien), dem Vize-
Präsidenten dieser Gruppe (Riddell, Kanada), dem Dänen Oersted, Vor-
sitzenden der Arbeitgeber, und dem Belgier Mertens, Vorsitzenden
der Arbeitnehmergruppe, zusammensetzt. Das Bureau tagte am 7. und
8. Dezember 1934 in Genf; sein. Bericht (s. unten,. Anlage i) schloß
sich dem Standpunkt des Int. Arbeitsamtes an. Der kanadische Ver-
treter fügte einen abweichenden Bericht (s. unten, Anlage 2),bei. Nach-
dem noch auf Anregung des Bureaus statistische Experten die neuen

Kriterien geprüft hatten, versammelte sich das Bureau erneut am

,g. Januar 1935 in Paris, um von den Bemerkungen der Experten Kennt-
nis zu nehmen.

Die unter Heranziehung der neuen Kriterien entworfene Liste,
die als 8 Staaten von größter industrieller Bedeutung der Wichtigkeit
nach die Vereinigten Staaten, Großbritannien, Deutschland, Frankreich,
Indien, die Sowjetunion, Italien und Japan bezeichnete, wurde von der
Mehrheit des Bureaus gebilligt. Der kanadische Vertreter legte in seinem

1) Dieses Material ist als streng vertraulich behandelt und nicht einmal auszugs-
weise der Öffentlichkeit bekannt gegeben wordjen..

28*
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Minderheitsvotum dagegeri Verwahrung ein, was er teils mit der Un-

zulänglichkeit der neuen Kriterien, teils mit *formaljuristischen Gründen

motivierte, indem er die Zuständigkeit des Verwaltungsrates verneinte.

Daraufhin erstattete die Rechtsabteilung des Int. Arbeitsamtes ein Gut-

achten, das eingehend die Zuständigkeit des Rates zur Aufstellung neuer

Kriterien und zur Abänderung der Liste der 8 Staaten zu begründen ver-

suchte. Während seiner 69. Session, die am 29. Januar 1935 eröffnet

wurde, hat sich der Verwaltungsrat mit dem ganzen ihm vorgelegten
Material beschäftigt und es in zwei Geheimsitzungen am 31- Januar
erörtert. Während in der Diskussion ii) der belgische Vertreter Mahaim

in bewegten eindrucksvollen Worten die Bereitschaft seiner Regierung
aussprach, im höheren Interesse der Organisation auf ihren Sitz zu ver-

zichten, ergriff der kanadische Delegierte Riddell das Wort, um im An-

schluß an sein früheres Minderheitsvotum gegen die geplante Änderung
in der Liste der 8 Staaten drei Argumente ins Feld zu führen, nämlich:

i. Die Unzuständigkeit des Verwaltungsrgtes, diese Änderung vorzu-

nehmen, die in erster Linie der Arbeitskonferenz und im Falle etwaiger
Streitigkeiten dem Völkerbundsrat obliege; 2. die Unzulässigkeit der

Vornahme von Änderungen in der Liste&apos;im augenblicklichen Zeitpunkt,
da vor dem Ablauf des dreijährigen Mandats der gewählten Mitglieder,
also vor dem Sommer 1937, die Zusammensetzung des Verwaltungs-
rates überhaupt nicht geändert werden dürfe; 3. die Unzulänglichkeit
mancher der neuen Kriterien. Nach einer längeren Debatte wurde zur

Abstimmung geschritten. Der Verwaltungsrat befand sich in einer

schwierigen Lage. Er konnte die Entscheidung nicht bis zur Mitglieder-
wahl imjahre 1937 verschieben, denn damit hätte er auf die Vorteile

der Mitarbeit der Vereinigten Staaten noch über 2 Jahre verzichten

müssen, ganz abgesehen davon, daß dadurch letztere Macht, die mit

einem sofortigen Eintritt in den Rat rechnete, verstimmt worden wäre
und sich möglicherweise von der Arbeitsorganisation zurückgezogen
hätte. Es ging auch nicht an, für eine so lange Zeit einen Zustand der

Unsicherheit aufrechtzuerhalten. Da an eine Vermehrung der ständigen
Sitze ohne Verfassungsrevision, die übrigens infolge des, umständlichen

Ratifikationsverfahrens für ihr Inkrafttreten Jahre braucht, nicht zu

denken war, blieb dem Rat nichts anderes übrig, als die Vorschläge
seines Bureaus zu billigen, sich mit dem Ausschluß Belgiens und Ka-

nadas einverstanden zu erklären und die neue Liste der 8 Staaten zu

genehmigen. Dies geschah mit einer Mehrheit von 24 Stimmen gegen
diejenige von,Kanada. Ohne Widerspruch wurde dann ein zweiter Be-

schluß angenommen, dem zufolge die beiden ausgeschiedenen Staaten

bis zur nächsten Wahl des Verwaltungsrates im Jahre 1937 im Rat

1) Vgl. die kurze amtliche Mitteilungüber die Geheimsitzung im R6sum6 mensuel

des travaux de PO. L T., 1935, &amp; 1, P.&apos; 3-4-
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in einer den Ersatzmitgliedern (membres adjoints gouvernementaux)
analogen Lage, also ohne Stimmrecht, verbleiben durften, was als eine

gewisse Entschädigung gelten sollte. Diese Beschlüsse 1) -kamen bereits

in der 70- Session im April 1935 zur Anwendung.
Zweifelhaft erscheint allerdings, ob man bereits von einer rechts-

kräftigen Entscheidung sprechen kann, denn Art. 393 Abs. 3 2) sieht in

Fällen etwaiger Streitigkeiten ausdrücklich das Recht des Völkerbunds-

rates vor, die Liste der acht Staaten von sich aus, wie es auch im Jahre
1922 geschehen war, endgültig festzulegen. Nicht zutreffend ist aller-

dings&apos;die in dem Leitartikel des Joumal des Nations vom i. Februar

1935 vertretene Ansicht, daß sobald der Widerspruch eines Delegierten
eines Staates vorliege, der Völkerbundsrat als automatisch mit der An-

gelegenheit befaßt anzusehen sei 3). Im Gegenteil, um eine Meinungs-
verschiedenheit im Sinne des Art. 393 Abs. 3 zu begründen, muß

der Widerspruch von der Regierung selbst ausgehen 4). So sah

auch der Delegierte Kanadas die Lage all, der nach der Abstimmung
erklärte, erst die Instruktionen seiner Regierung einholen zu müssen.

Kanada hat es aber insofern nicht so eilig, als die Sowjetunion ihren Sitz

noch nicht eingenommen hat und sich im Verwaltungsrat vorläufig
durch einen Beobachter vertreten läßt 5); nicht&apos;unwahrscheinlich ist

ferner, daß es ebenfalls eine Klärung der Frage des Verbleibens Deutsch-

lands im Rat abwarten möchte, ehe es weitere Schritte beim Völkerbunds-

rat unternimmt.

Die geschilderten Vorgänge müssen in verschiedener Hinsicht als

recht bedenklich bezeichnet werden. Ohne auf die Zweckmäßigkeit
und den inneren Wert der neuen Kriterien einzugehen (da es sich hier

um eine technische Frage handelt), lohnt es sich immerhin, darauf

hinzuweisen, daß es im Verwaltungsrat selbst an Stimmen nicht

gefehlt hat, die sich mit diesen Kriterien und mit der Methode ihrer

Aufstellung nicht befreunden konnten. Nicht nur wurden sie von

den Vertretern der von der neuen Regelung betroffenen Staaten,
Belgien und Kanada, kritisiert, sondern, soweit man sich auf nicht-

amtliche Mitteilungen aus Genf verlassen kann, sind sie von den

Delegierten Polens, Großbritanniens, Indiens angezweifelt worden.

Zwar waren auch die Londoner Kriterien igig von dem Gemischten

Vgl. den Text der Beschlüsse im R6sum6 mensuel, P. 4.

Abs. 4 der alten Fassung.
3) Le vote contraire du Canada erde incontestablement cette contestation dont parle

le traiti de Versailles. Si on se plagait donc au point de vue strictement juridique on

devrait considerer que la quest.On n&apos;est pas tranch6e et que le Conseil est saisi d&apos;une

fa automatique.
4) Vgl. z. B. &apos;Cremer, Die Verfassung der internationalen Arbeiterorganisation,

1930, S.28.

5) Vgl. Zeitschr. Bd. V, S. 53 f.
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Ausschuß im Jahre 1922. mit großen Vorbehalten angenommen und

erwiesen sich im Laufe der Zeit als dem gesamten Potentiel

et social des Landes nicht genug Rechnung tragend, indem sie ins-

besondere die Interessen der Landwirtschaft nicht berücksichtigten,
obwohl diese nach dem Gutachten der Haager Cour 1) auch zum Kom-

petenzkreis der Internationalen Arbeitsorganisation gehört. Von den

neuen Kriterien darf dagegen gesagt werden, daß sie die stark bevöl-

kerten Länder, selbst solche, die in ihrer industriellen Entwicklung rück-

ständig sind, zu sehr begünstigen. Auffallend ist es, daß bei der neuen

Regelung alle relativen Kriterien fallen gelassen worden sind und nur

absolute Zahlen in Betracht gezogen werden. Indessen kommt, die

größte industrielle Bedeutung nicht notwendigerweise dem Lande zu,

das die höchste Zahl der Betriebe, der Arbeiter usw. aufweist. Le

volume n&apos;est pas tout, bemerkt Scelle (l. c., p. 129), c&apos;est l&apos;Etat qui
est porportionnellement le plus industrialis6 qui est le plus important
industriellement. Wichtiger als die technische Frage nach der Güte

und Berechtigung der neuen Kriterien ist die verfassungsrechtliche
Frage der Zuständigkeit. Trotz aller Versuche des Int. Arbeitsamtes,
das Vorgehen des Verwaltungsrates rechtlich zu begründen, muß es

doch als sehr zweifelhaft bezeichnet werden, ob wirklich der Verwaltungs-
rat und nicht vielmehr die Arbeitskonferenz das Recht in Anspruch
nehmen darf, Umgruppierungen in der Liste vorzunehmen und Sitze

neu zu besetzen?,). Es sei, in diesem Zusammenhang nur daran erinnert,
daß seinerzeit Ishii in seinem vom Völkerbundsrat am 30- September
ig:22 angenommenen Bericht ausdrücklich folgendes festgestellt hat:

je tiens ä faire ressortir que cette d6cision n&apos;imphque pas que nous

consid6rions le Conseil 3) comme l&apos;autorit6 charg6e par le Trait6 de Ver-

saiHes du soin de dresser la liste des huit Membres dont l&apos;importance
industrielle est la plus consid soit la premi&amp;e fois, soit en toutes

circonstances. C&apos;est Id, sans aucun doute et essentiellement, la fonction
de la Confgrence internationale du Travail (J. 0- 1922, P. 1385). Noch

zweifelhafter erscheint das Recht des Verwaltungsrates, neue Kriterien

selbst festzulegen.
Am bedenklichsten ist aber die politische Seite der Angelegenheit.

Zwar läßt sich überhaupt kaum vermeiden, daß politische Organe,
wenn sie ihren Entscheidungen technische Kriterien zugrunde legen
müssen, durch eine geschickte Handhabung dieser, Kriterien und durch

ihre Kombination auch die sich darauf aufbauende Entscheidung in

1) VOM 12. August 1922, S6rie B 2/3-*
2) Vgl. auch Cremer, a. a. 0., S. 28, der sich entschieden für die Kompetenz der

Konferenz, und zwar der gesamten Konferenz und nicht der Gruppe der Regierungs-
vertreter, einsetzt.

3) de la Societ6 des Nations.
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einem ihren Absichten entsprechenden Sinne beeinflussen können 1).
Was sich aber bei der Aufstellung einer neuen Liste der acht Staaten

im Int. Arbeitsamt und im Verwaltungsrat abgespielt hat, geht weit

über solche Praktiken hinaus. Denn aus allen Umständen des Falles

geht deutlich hervor, daß dort ad hoc eine neue Grundlage nur geschaffen
wurde, um einen anderen politischen Effekt herbeizuführen als den-

jenigen, der normalerweise eingetreten wäre, hätte man den Dingen
ihren Lauf gelassen. Mag auch der Beweggrund dazu der Überzeugung
entsprungen sein, damit wichtige Interessen der Arbeitsorganisation
gerettet zu haben, so kann doch eine solche Methode, die jedes Ver-

trauen zu untergraben droht, nicht scharf genug verurteilt werden.

Infolgedessen ist es auch nicht verwunderlich, wenn diese Vorgänge
im Verwaltungsrat weit über Genf hinaus Aufsehen erregt und einen

ungünstigen Eindruck hinterlassen haben. Insbesondere soll, dies in

den Vereinigten Staaten der Fall gewesen sein, wo sie, wie von verschie-

denen Seiten berichtet wirdz), von den Gegnern des Beitrittes zur Haager
Cqur für ihre Zwecke reichlich ausgenutzt worden sind. Um der Wieder-

holung solcher Vorkommnisse möglichst vorzubeugen, wäre in erster

Linie zu wünschen, daß künftig die Auswahl und Ermittelung von Kri-

terien nicht in dieselben Hände gelegt wird, wie die auf der Grund-

lage solcher Kriterien zu fällende Entscheidung, sondern einem unab-

hängigen Sachverständigen-Gremium anvertraut werde, das ohne An-

sehen des Einzelfalles allgemeingültige Richtlinien aufzustellen hätte.

v. Gretschaninow.

Anhang

1. Bericht des Büros des Verwaltungsrates der Internationalen Arbeits-

organisation, vom 10. Dezember 19343)
Le Bureau du Conseil d&apos;administration s&apos;est r6uni en Commission ä

Geneve, les 7 et 8 decembre 1934, pour examiner la question de la d6termina-

tion des huit Etats dont Fünportance industrielle est la plus consid6rable, en

vue de la pr6paration du rapport demand6 par le Conseil lors de sa 68e session.

1) Vgl. in diesem Sinne Seelle, 1. c-, P- 130: L&apos;appr6ciation de tant d&apos;el6ments

juxtaposes est d&apos;une complicatiop qui permet de substituer aux solutions math6matiques
des consid6rations d&apos;opportunite diplomatique. Cela peut arriver surtout lorsque le juge
est... un organe politique.

2) Vgl. i. B. Journal des Nations v. i. Februar und insbesondere die Mäxznummer

der von der englischen Liga für Völkerbund herausgegebenen Zeitschrift Headway.
Trotz des Dementis des Vertreters des internationalen Arbeitsamtes in London in der

Aprilnummer, hält die Zeitschrift an dem Bericht ihres Genfer Korrespondenten fest,

den sie nachgeprüft zu haben erklärt, und will nichts davon zurücknehmen, wenn sie sich

auch aus begreiflichen Gründen weigert, ihre Gewährsleute zu verraten.

3) journal des Nations Nr. 1036 vOm 31- Jan. 1935.
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La Commission a proc6d6 cet examen sur la base d&apos;une note du Bureau

international du Travail, dans laquelle 6taient expos6s les aspects consti-

tutionnels, historiques et statistiques du probl6me.
La Commission a abouti aux conclusions suivantes:

io Le Conseil d&apos;administration est Fautorit6 compkente pour constater les

changements de fait intervenus dans la liste des huit Etats dont Fimportance
industrielle est la plus consid6rable.

20 Le Conseil d&apos;administration se prononce sur la question des huit

Etats, chaque fois que se produit un fait nouveau appr6ciable ou la demande

d&apos;un Etat qui se croit en droit de r6clamer l&apos;une des huit places.
3o La liste 6tablie par le Conseil d&apos;administration est, en principe, imm6-

diatement applicable. Toutefois, en 6tablissant cette liste, le Conseil d&apos;ad-

ministration doit fixer la date A laquelle, dans la pratique, elle portera ses

effets.

40 En cas de contestation, c&apos;est au Conseil- de la Socift6 des Nations

qu&apos;iI appartient de statuer, conform6ment l&apos;article 393 § 3, du Trait6 de

Versailles, sans que le recours au Conseil de la SociW des Nations ait un

effet suspensif quant A I&apos;application de la&apos;liste.

50 Dans le cas oh des Etats repr6sent6s au Conseil au titre des huit

Etats les plus industriels perdraient ce priviRge par application de la nouvelle

liste 6tablie par le Conseil d&apos;administration, la Commission, tenant compte
notamment du fait que ces Etats n&apos;ont pas pu courir leur chance lors de la

derni6re 6lection de m*embres gouvernementaux du Conseil d&apos;administration,
se permet d&apos;exprimer le vceu que ces Etats soient mis, en mesure de continuer

leur collaboration aux travaux du Conseil d&apos;administration par Fattribution

de si6ges de membres-adjoints pour la dur6e du mandat du Conseil en exercice.

60 La Commission a constat6 que les crit&amp;es retenus en 1922 donnent lieu

A de nombreuses objections et ne permettent pas d&apos;aboutir IL une solution du

probl6me non sujette contestation.
La commission a, en cons6quence, envisag6 I&apos;application d&apos;un certain

nombre de crit de caract plus g6n6ral que celui des crit6res de 1922,
et fond6s sur des donn6es suffisamment sfires et comparables pour ne pas

pr6ter raisonnablement la critique.
Ces crit6res, qui seraient destin6s &amp; remplacer les crit6res de 1922, sont

les suivants:

i) Le bar6me des contributions ;k la Soci&amp;6 de*s Nations 6tabli par
I&apos;Assembl6e sur la base du montant de la fortune publique;

2) Le tableau de l&apos;importance industrielle des Etats, 61abor6 par I&apos;In-

stitut Ifir Konjunkturlorschung sur la base de la population industrielle

stricto sensul de la force motrice et de la valeur de la production
industrielle;

3) Le tableau de la valeur du commerce ext6rieur (exportations et im-

portations) dress6 d&apos;apr6s les statistiques 6tablies par la SociW des

Nations;
4) Le chiffre total de la population active.

70 Le directeur s&apos;entourera de Favis d&apos;experts autoris6s auxquels il

soumettra les chiffres 61abor6s par le Bureau international du Travail quant
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A Findice N&apos; 4 et auxquels il demandera des suggestions quant la m6thode

de combinaison et de pond6ration 6ventuelles des quatre indices mentionn6s
ci-dessus.

80 Apr cette consultation d&apos;experts la Commission se r6unira A nou-

veau et soumettra au Conseil d&apos;administration un rapport compl6mentaire.

La Commission a d6cid6 de joindre h son rapport, sous forme d&apos;annexe

et, pour l&apos;information des,membres du Conseil, la documentation qui lui avait

kt6 soumise par le Bureau international du Travail quant &amp; l&apos;historique du

probMme, A la critique des crit6res de 192:2 et au choix de nouveaux crit&amp;es.

Gen le io d6cembre 1934

2. Sohdervotum des kanadischen Mitgliedes zu dem Bericht vom

10. Dezember 1934 -)

je tiens 5, d6clarer que je ne puis me rallier au rapport des autres mem-

bres du Bureau, 6tant donn6 que les conclusions de ce rapport ne sont pas
conform6es &amp; la constitution de l&apos;Organisation internationale du Travail et AL

l&apos;interpr6tation autoris6e qui en a W donn6e.

Je consid6re que la Conf6rence intemationale du Travail est la seule

autorit6 qui ait le pouvoir de d6terminer en premi6re instance quels sont les

huit Etats dont l&apos;importance industrielle est la plus consid6rable et que, en

kvaluant l&apos;industrialisation d&apos;un pays, on doit tenir compte des totaux relatifs

comme des totaux absolus, comme il est indiqu6 dans le rapport du Comit6

des experts de 1:922 et dans le premier rapport du vicomte Ishii, au Conseil

de la Soci6t6 des Nations.
D&apos;autre part, je ne suis pas convaincu que les crit6res choisis en 1922 ne

permettent pas de r6soudre le probl6me en discussion et qu&apos;il soit n6cessaire

de leur substituer de nouveaux crit&amp;es d&apos;un caract6re plus g6n6ral relatif

&amp; limportance 6conomique, sociale et politique autant qu&apos;bL l&apos;importance
industrielle des Etats mentionn6s dans I&apos;article 7 (393) de la Constitution.

Enfin, R me semble que si le Conseil d&apos;administration n&apos;a pas com-

p6tence pour modifier la situation de jure des huit Etats dont l&apos;importance
industrielle est la plus consid6rable, il s&apos;ensuit qu&apos;il ne peut pas adopter, pour
le calcul et la pond6ration des donn6es relatives &amp; Fimportance industrielle

de ces Etats, des m6thodes qui auraient pour effet de modifier leur situation

de jure. W. Riddell.

3. Gutachten der Rechtsabteilung des Internationalen Arbeitsamtes,
vom 17. Januar 1935 1)

En vertu de l&apos;article 7 (393) de la Constitution de l&apos;Organisation* inter-

nationale du Travail, le Bureau international du Travail est plac6 sous la

direction d&apos;un Conseil d&apos;administration compos6 de trente-deux personnes,

1) journal des Nations Nr. 1037 vOm i. Febr. 1935-
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dont seize repr6sentent les gouvernements, huit repr6sentent les patrons, huit

repr6sentent les ouvriers. Le groupe de seize membres gouvernementaux
est lui-m6me form6 d&apos;apr6s deux origines: d&apos;une part, les gouvernements des

huit Etats Membres dont l&apos;importance industrielle est la plus consid6rable

nomment chacun un repr6sentant; d&apos;autre part, les d6l6gu6s des autres,

gouvernements la Conf6rence de&apos;Signent huit autres Etats qui nomment

chacun un repr6sentant.
Le conseil d&apos;administration est renouve16 tous les trois ans. Le dernier

renouvellement a eu lieu au mois de juin 1934-
Tel est le r6gime 6tabli par la Constitution de ]!Organisation intema-

tionale du Travail. D6s lors, une question se pose lorsque des Etats de grande
importance industrielle sont admis dans FOrganisation et se trouvent quali-
fi6s, ce titre, pour d6signer un repr6sentant au Conseil d&apos;administration. Le

nombre des Etats jouissant d&apos;un si en qualit6 de principale puissance in-

dustrielle 6tant fix6 A. huit, il en r6sulte que certains Etats dont les repr6-
sentants si6geaient pr6c6demment au Conseil d&apos;administration en raison

de leurimindustrielle perdent, du fait de I&apos;admission de ces nouveaux

Membres, la qualit:6 -! laquelle leur si 6tait attach6 et doivent, en cons6-

quence, cesser d&apos;6tre repr6sent6s au Conseil d&apos;administration.
II est 6vident, en effet, qu&apos;en attribuant huit si aux huit pays dont

l&apos;importance industrielle est la plus consid6rable, la Constitution de I&apos;Organi-
sation internationale du Travail a institu6 une limitation num6rique qui
s&apos;imposed&apos;unefa absolue. II est impossible, &amp;moins de recourir A un amen-

dement de la Constitution, d&apos;61uder cette limitation et toute combinaison qui
tendrait h cette fin serait frapp6e de nullit6 juridique.

La question qui se pose pratiquement, dans un tel cas, est donc la.

suivante: Comment d6terminer quels, sont les Etats qui doivent c6der, aux.

Etats nouvellement admisl leur si au Conseil d&apos;administration?

La r6ponse A la question qui vient d&apos;6tre exprim6e suppose 6videmment

des 616ments de fait qui devront 6tre appr6d6s en eux-m6mes et sur lesquels
nous n&apos;avons pas A. nous prononcer ici. Mais, au point de vue juridique, cer-

taines consid6rations de proc6dure doivent 6tre pr6cis6es. En effet, les textes,

sur ce point, sont extr6mement concis. Apr6s, avoir 6tabli le droit des huit

Etats dofit l&apos;importance industrielle est la plus consid6rable, I&apos;article 7 de

la Constitution de I&apos;Organisation internationale du Travail se borne -I d6clarer

en fran ((Les contestations 6ventuelles sur la question de savoir quels,
sont les Membres ayant Fimportance industrielle la plus consid6rable seront

tranch6es par le Conseil de la SodW des Nations et, &apos;en anglais: # Any
question as to which are the Members of chief industrial importance shall. be

decided by the Council of the League of Nations.#
De ce texte laconique on doit au moins retenir ceci: c&apos;est que le Conseil

de la SociW des Nations constitue, en Poccurrence, une instance de recours.

Ce n&apos;est pas &amp; lui qu&apos;il appartient de d6finir, normalement, quefles sont les.

huit principales puissances industrielles. Il ne se prononce que sur les &lt;&lt; con-
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testations, 6ventuelles * (any question as to which are the Members of chief
industrial importance).

Si le Conseil de la Socik6 des Nations constitue l&apos;instance de recours,

quelle est Finstance normale qui doit statuer sur la. liste des huit principales
puissances industrielles A cet 6gard, aucun texte positif ne r6gle la question.
Toutefois, comme les organes de I&apos;Organisation internationale du Travail
sont peu nombreux, on ne peut imaginer que deux instances possibles: la

Conf6rence internationale du Travail ou le Conseil d&apos;administration du Bureau

international du Travail.
En faveur de la comp6tence de la Conf6rence, on peut all6guer un ar-

gument constitutionnel. en faisant valoir que le Conseil d&apos;administraiion est

renouvel6 tous les trois ans par la Conf6rence elle-m6me, que celle-ci constitue

l&apos;organe dont 6mane le Conseil d&apos;administration et qu&apos;elle est, par cons6quent,
compkente pour arr6ter la liste des huit principales puissances industrielles.

Cet argument, toutefois, est bien loin d&apos;6tre p6remptoire et proc en

r6alit6, d&apos;une confusion. En effet, ce n&apos;est pas la Conf6rence qui 61it le Conseil

d&apos;administration, mais des colMges distincts, constitu6s h l&apos;occasion de la

r6union de la Conf6rence. En particulier, c&apos;est un coll 6lectoral sp6cial,
form6 par les &amp;16gu6s gouvemementaux des Etats ne figurant pas parmi les

huit principales Puissances industrielles, qui proc6de aux choix des huit

gouvernements d6sign6s par 6lection. Les gouvernements des huit principales
Puissances industrielles sont tenus hors de cette 6lection ih laquelle ils ne parti-
cipent ni activement, ni passivement. En T&amp;lit6, les huit principales Puissances
industrielles d6tiennent leur mandat, non en vertu d&apos;un scrutin, mais en vertu

d&apos;une situation de fait et-pour autant que dure cette derni6re. La Conf6rence,
cet 6gard, n&apos;intervient d&apos;aucune mani&amp;e.
A la v6rit6, le seul argument juridique s6rieux qui pourrait 6tre invoqu6

pour justifier la comp6tence de la Conf6rence consisterait plut6t dans le ca-

ract6re universel de sa composition qui comprend, en principe, les repr6sentants
de tous les Etats Membres. Mais, en admettant m6me que par U on puisse
justifier, le cas 6ch6ant, une certaine comp6tence de la Conf6rence, il ne s&apos;ensuit
6videmment aucune raison de contester la compkence que parait poss6der
le Conseil d&apos;administration pour appr6cier l&apos;importance industrielle des Etats

appel6s ;k si6ger dans son sein.

Car, le Conseil d&apos;administration, au rebours de la Conkrence, semble

06tenir une comp6tence naturelle et primordiale en cette mati En quoi
consiste, en effet, la question Elle consiste d6finir la qualit6 h laquelle
s&apos;attache la possession d&apos;un si au Conseil d&apos;administration. 11 s&apos;agit de la

composition du. Conseil d&apos;administration lui-m6me. 11 est 6videmment con-

forme la logique et aux faits que ce demier soit compkent pour r6gler, au

moins en premier ressort, une question de ce genre. Si, donc, il appartient au

Conseil de la Soci&amp;6 des Nations de trancher d6finitivement les contestations

6ventuefles sur l&apos;importance industrielle des Etats appel6s A si6ger au Conseil

d&apos;administration, c&apos;est &amp; ce dernier lui-m qu&apos;il convient de s&apos;adresser

d&apos;abord pour d6terminer, sous r6serve d&apos;une d6cision contraire de l&apos;instance

compkente, quels sont les Etats qui ont Fimportance industrielle la plus
consid6rable.
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Cette solution se justifie, en outre, par des arguments qui pour 6tre

accessoires, n&apos;en sont pas moins d6terminants. On peut all6guer notamment

que la d6cision 6ventuelle du Conseil de la SociW des Nations interviendra.

plus. normalement &amp; 1&apos;6gard d&apos;une d6cision pr6liminaire 6manant du Conseil

d&apos;administration qu&apos;A 1&apos;6gard d&apos;une d6cision 6manant de la Conf6rence, c&apos;est-

d&apos;un organe plus important par son r6le et par sa composition. On peut
faire valoir 6galement que la Conf6rence ne si6ge que pendant quelques se-

maines tous les ans et qu&apos;&amp; moins de la convoquer sp6cialement on est con-

traint de s&apos;adresser, au Conseil d&apos;administration, qui si6ge fr6quemment, pour
obtenir une d6cision en temps opportun.

Enfin, l&apos;appui de tous les arguments th6oriques qui justifient la com-

p6tence du Conseil d&apos;administration, on doit mentionner un fait concret qui
paraft de nature h confirmer cette solution: c&apos;est la d6cision express6ment
formul6e par la Conf6rence elle-m On se souvient, en effet, qu&apos;au cours

de sa derni6re session, la Conf6rence a adopt6, le 22 juin 3:934, une r6solution

relative A. l&apos;adh6sion des Etats-Unis A I&apos;Organisation intemationale du Travail.

Dans cette r6solution, la Conf6rence d6cide #pour le cas oii le gouvernement
des Etats-Unis accepterait la qualit6 de Membre, que le Conseil d&apos;administra-

tion est autoris6 r6gler avec le gouvernement des Etats-Unis toutes question
r6sultant de son acceptation de la qualit6 de Membre... # Si&apos;l 6n 6tait besoin,
cette r6solution 16verait tous les doutes qui pourraient se manifester au sujet
de la comp6tence du Conseil d&apos;administration pour r6soudre ce probl6me.
Ajoutons que la d6cision de la Conf6rence, en raison de sa date, ne vise que
le cas d&apos;un Etat d6termin6 mais qu&apos;iI y a toutes raisons d&apos;en 6tendre 1&apos;effet

A tous les cas analogues.
De ce qui prkMe, nous croyons donc pouvoir conclure que le Conseil

d&apos;administration poss6de, sans aucun doute, la compkence n6cessaire pour
arr6ter la liste des huit Etats qui ont droit -I un si&amp;ge en raison de leur impor-
tance industrielle. L&apos;exercise de cette compkence suppose, in6vitablement,

que certaines puissances pr6c6demment repr6sent6es au Conse&apos;il d&apos;admini-

stration doivent abandonner leur si C&apos;est au Conseil d&apos;administration

lui-m6me qu&apos;il appartient de les d6signer et, quels que soient les crit6res

employ6s cette fin, ils doivent recevoir leur application sans d6lai superflu.
Quant au recours devant le Conseil de la Soci&amp;6 des Nations, il demeure

ouvert - tous les Membres de I&apos;Organisation internationale du Travail qui
viendraient -I s&apos;estimer 16s6s par la d6cision que prendra le Conseil d&apos;admi-

nistration. Mais il convient de pr6ciser qu&apos;un tel recours ne saurait s&apos;exercer

que post6rieurement h la d6cision contre laquelle il serait dirig6. Le Conseil

d&apos;administration du Bureau international du Travail doit 6tre tout moment

en 6tat de fonctionner, et sa constitution ne saurait derneurer suspendue la

d6cision d&apos;un autre organisme. En cette mati6re, on n&apos;apergoit gu6re la possi-
bilit6 d&apos;un recours pr6ventif et, encore moins, d&apos;un recours suspensif. La

d6cision 6ventuelle du Conseil de la Socift6 des Nations ne peut donc pas
faire obstacle &amp; la d6cision pr6alable que le Conseil d&apos;administration a non

seulement le droit, mais le devoir de prendre.
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Telle nous parait kre, d&apos;une fa g6n6rale, la solution que doit recevoir

la question soulev6e par Fadmission, dans I&apos;Organisation internationale du

Travail, d&apos;Etats ayant une importance industrielle consid6rable. Peut-hre,
cependant, convient-il encore de mentionner rapidement certaines obser-

vations, relatives i Papplication pratique de cette solution.

A ce propos, trois proc6d6s ont W 6voqu6s pour r6aliser la modification

de la composition du Conseil d&apos;administration. Soit que le Conseil d&apos;admi-

nistration demeure en fonctions jusqu&apos;au terme de son mandat et qu&apos;alors
seulement sa composition soit modifi6e. Soit que le Conseil d&apos;administration

soit renouvek dans son ensemble &amp;s la plus prochaine session de la Conf&amp;

rence. Soit que le Conseil d&apos;administration demeure en fonctions mais que
sa composition soit automatiquement modifi6e en apportant la liste des huit

principales puissances industrielles les changements exig6s par Fadmission

de nouveaux Membres.
De ces trois proc6d6s les deux premiers paraissent inacceptables..
Maintenir le Conseil dans sa composition actuelle, jusqu&apos;a son renou-

vellement aurait pour r6sultat de fausser le m6canisme de la Constitution de

I&apos;Organisation internationale du Travail en conservant les effets d&apos;une situation

ne correspondant plus ni aux faits, ni au droit. Au surplus, il convient d&apos;ob-

server que le renouVellement des Membres du Conseil, tous les trois ans, ne

conceme, pratiquement, que les Membres non gouvernementaux et les gou-
vemements qui d6tiennent un si6ge par Mection: les Gouvernements pourvus
d&apos;un si6ge en raison de leur importance industrielle occupent ce si6ge auto-

matiquement sans intervention des d6l6gu6s de la Conf6rence. L&apos;article 7
(393) de la Constitution, en disposant que # le Conseil sera renouvel6 tous les

trois ans*, correspond au syst6me d&apos;61ections qui conf un mandat 24 des

membres du Conseil; mais la d6signation des huit autres Membres r6sulte

d&apos;une circonstance qui est compl6tement 6trang6re ce syst6me d&apos;61ections
et qui n&apos;est autre que Fimportance industrielle respective des Etats. Les

modifications dftment constat6es dans cette importance industrielle doivent,
en principe, entrOner ipso lacto leurs cons6quences juridiques sans que des
d6lais puissent leur 6tre arbitrairement oppos6s.

Quant au renouvellement du Conseil, dans son ensemble, lors de la

plus prochaine session de la Conf6rence, il constituerait une solution ouver-

tement contraire aux textes. Le Conseil d&apos;administration est renouvel6 tous

les trois ans et ses Membres 6lus n&apos;ont aucune raison de renoncer - m6me

th6oriquement - A. leur mandat, en raison des modifications qui peuvent
survenir dans la r6partition des Membres non 6lus.

Le troisi proc6d6 consiste h amender la liste des huit principales
puissances industrielles et modifier, en cons et sans d6lai, la com-

position du Conseil d&apos;administration. A cette fin, il convient 6videmment
d&apos;introduire dans le Conseil d&apos;administration les nouveaux Etats qui doivent y
figurer en raison de leur importance industrielle et d&apos;en exclure, en nombre

6gal, ceux dont l&apos;importance industrielle est moindre. Seul ce dernier procW
parait de nature h r6soudre le probl6me d&apos;une fa rapide et correcte.

17 janvier 1935. (Signi) jean Morellet.
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